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Antrag auf Information nach § 28 Absatz 5 Satz 1 SächsGemO

hier: anonymisierte Rohdaten zu den Bearbeitungsfristen der Ausländerbehörde der Stadt Dresden,
die eine statistische und prädiktive Auswertung ermöglichen

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 10, Januar 2025 - Posteingang in der Abteilung Politische Steuerung am 27. Ja
nuar 2025 - ist ein Antrag auf Information nach § 28 Absatz 5 Satz 1 SächsGemO zu

„anonymisierten Rohdaten zu den Bearbeitungsfristen der Ausländerbehörde der Stadt Dresden,
die eine statistische und prädiktive Auswertung ermöglichen"

durch die Stadträte der Landeshauptstadt Dresden, gestellt worden.

1. „Bearbeitete Anträge auf Aufenthaltstitel (ab dem 01.01.2019, anonymisiert):

-  Datum der Antragsteliung und des Abschlusses der Bearbeitung (oder Dauer in Wochen/Mona
ten).

-  Art des Aufenthaltstiteis (z.B. Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis).
-  Genauer Grund für die jeweilige Aufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis (z.B. Stu

dium, Erwerbstätigkeit, Familienzusammenführung).
-  Nationalität des'*'der Antragsteller*in.

-  Anonymisierte Kennung des*der zuständigen Sachbearbeiter*in, die*der den jeweiligen An
trag bearbeitet hat."

Die Ausländerbehörde Dresden kann aus der Fachanwendung keine Laufzeiten der Bearbeitungsdau
ern auswerten lassen. Im Fachverfahren wird das Datum des Antragseinganges nicht mit einem soge
nannten „Marker" gesetzt. Vielmehr wird in einigen Fachbereichen ein Hinweistext mit dem Antrags
datum vermerkt. Dies ist ein variabler Text, weicher nicht ausgewertet werden kann. Diese Praxis

kommt auch nicht in allen Fachbereichen gleich zur Anwendung.
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Aus dem Fachverfahren kann lediglich ausgewertet werden, wie viele Aufenthaltsrechte mit welcher

Rechtsgrundlage zum jeweiligen Zeltpunkt ausgestellt wurden.

Für das Jahr 2024 hat die Ausländerbehörde Dresden folgende statistische Werte ermitteln können:

Erteilung von Niederlassungserlaubnissen 1.346
Erteilung von befristeten Aufenthaltserlaubnissen 7.590
Verlängerung von befristeten Aufenthaltserlaubnissen 8.243
Übertragung von Aufenthaltserlaubnissen und Niederlassungserlaubnissen 3.004
Erteilung bzw. Verlängerung und ÜbertraRung von Duldung 3.137
Gesamtentscheidungen 23.320

Hierbei sind noch keine Erteilungen von Berufserlaubnissen mit inbegriffen und noch keine negativen
Entscheidungen von Anträgen bzw. Widerspruchsverfahren.

Die Ausländerbehörde müsste nunmehr 23.320 Verfahren händisch sichten und das Antragsdatum

statistisch erfassen. Die Akte müsste daher gezogen werden, die Unterlagen gesichtet und zudem die
jeweiligen Bearbeitenden des Verfahrens händisch notiert werden. Selbst unter der Annahme, dass
dieser Vorgang jeweils fünf Minuten dauert (sehr gering angesetzt), müsste von einer Arbeitsbelas
tung In Höhe von 1.943,33 Stunden ausgegangen werden.

Es ist anzumerken, dass die oben benannten Verfahren zum größten Teil im Jahr 2024 beantragt wur
den und die Ausländerbehörde Dresden diese Anträge zeitnah bzw, unterjährig entschieden hat.
Nach § 75 Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) steht den Antragstellenden ein Klagerecht
(üntätigkeitsklage) zur Verfügung, sofern über den Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes
ohne unzureichenden Grund In angemessener Frist sachlich nicht entschieden worden ist. Diese
Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten gestellt werden. Der Ausländerbehörde liegt nur eine
sehr geringe Anzahl von Untätigkeitsklagen vor, sodass sich die abschließende Bearbeitung vielmehr
aufgrund fehlender Mitwirkung, unzureichenden Antragsunterlagen, veränderten Lebensverhältnis
sen der Antragstellenden, Straf- und Ermittlungsverfahren aber auch einvernehmlichen Rückstellun
gen verzögert.

2. „Bearbeitete Einbürgerungsanträge (ab dem 01.01.2019, anonymislert):

Datum der Antragstellung und des Abschlusses der Bearbeitung (oder Dauer in Wochen/Mona
ten).

Nationalität des*der Antragsteller*in."

Antragstellungen auf Einbürgerungen nach Jahren In Dresden:

2019 573 Einbürgerungsanträge

2020 515 Einbürgerungsanträge

2021 997 Einbürgerungsanträge

2022 1.504 Einbürgerungsanträge

2023 1.808 Einbürgerungsanträge

2024 2,020 Einbürgerungsanträge

Gesamt 7.417 Einbürgerungsanträge
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Vorgenommen Einbürgerung nach Jahren In Dresden:

2019 368 Einbürgerungen

2020 501 Einbürgerungen

2021 491 Einbürgerungen

2022 564 Einbürgerungen

2023 557 Einbürgerungen

2024 629 Einbürgerungen

Gesamt 3.110 Einbürgerungen

Insgesamt befinden sich derzeit etwa 450 Einbürgerungsanträge in der laufenden Sachbearbeitung.
Zusätzlich konnten von den rückständigen Einbürgerungsanträgen zum 31. Dezember 2024 insgesamt
circa 3.800 Anträge noch keinem Sachbearbeitenden zugeordnet und somit einer tiefgründigen Bear
beitung zugeführt werden.

Derzeit gehen die Anträge aus Ende Oktober 2022 in die inhaltliche und abschließende Bearbeitung.
Somit werden gegenwärtig die Anträge erst nach etwa 27 bis 28 Monaten in die Bearbeitung genom
men. Es wird daher in eine sog. Wartezeit und eine Bearbeitungszeit unterschieden. Aufgrund der be
reits seit 2021 andauernden Überlastung werden die Verfahren nach der Antragsstellung nicht direkt
den Mitarbeitenden (z. B. nach Buchstaben oder Ländern) zugeordnet. Bis zur abschließenden Bear
beitung werden diese als „Neufall" deklariert und geschlossen und nicht verteilt bei den jeweiligen
antragsannehmenden Mitarbeitenden aufbewahrt.

Für die Antragstellungen des Jahres 2024 wurden die Top-Antragstellenden nach Staatsangehörigkei
ten ausgewertet:

1. Syrien (324)

2. Russland (291)
3. Ukraine (173)

4. Afghanistan (114)
5. Iran (86)

6. Indien (61)

7. Irak (50)
8. Vietnam (43)

Im Vergleich dazu wurden von Personen mit einer EU-Staatsangehörigkeit insgesamt 120 Einbürge
rungsanträge gestellt.

Lediglich im Jahr 2019 und 2020 war die Anzahl der Einbürgerungen von britischen Staatsangehörigen
signifikant hoch, was jedoch am Brexit und der Notwendigkeit der Erteilung eines Aufenthaltsrechtes
begründet lag. Seit 2021 steigen die Einbürgerungsanträge der syrischen Staatsangehörigen stetig an,
da die 2014 bis 2016 aufgenommenen Flüchtlinge ab Mitte 2021 regelmäßig die zeitlichen Vorausset
zungen der Einbürgerung erfüllt hatten. Seit der Staatsbürgerschaftsreform im Juni 2024 steigen die
Antragszahien der Staatsangehörigen an, die nach altem Recht regelmäßig die Staatsangehörigkeit
aufgeben mussten. Das ist Im Besonderen an den steigenden Zahlen der russischen Einbürgerungsbe
werbenden festzustellen. Die Einbürgerung von Antragstellenden aus den EU-Mitgliedsstaaten ist im
mer geringer geworden und fällt nicht mehr besonders ins Gewicht.
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Die reinen Bearbeitungszeiten für die Einbürgerungsanträge ist wie in der Ausländerbehörde eben
falls von sehr vielen verschiedenen Faktoren abhängig:

- Qualität der Antragsunterlagen inkl. Vollständigkeit,
- Beschaffungszeiten für Identitätsdokumente im Ausland,
- Änderungen in den Lebensverhältnissen der Antragstellenden (z. B. Verlust der Beschäftigung,

Schwangerschaft und Elterngeldzeiten, Abbruch von Studium und Ausbildungen etc.),
-  laufenden Ermittlungs- und Strafverfahren,
- Zuarbeiten bzw. Stellungnahmen der Sicherheitsbehörden aber auch anderweitig zu beteiligende

Behörden wie Standesämter, Meldebehörden, Zoll etc.,

-  Prüfungen von Sprachzertifikaten ggf. mit Plausibilitätsüberprüfungen in der Behörde und
-  notwenige mehrfache Vorsprachen zur Abgabe der Loyalitätserklärung.

Bei unkomplizierten und vollständigen Anträgen kann die Bearbeitung regelmäßig nach drei Monaten
abgeschlossen werden. Jedoch zeigt sich in den letzten Jahren, dass die Bearbeitung hinsichtlich der
Identitätsprüfung und dem Vorliegen der deutschen Sprachkenntnisse immer umfangreicher und auf
wändiger geworden ist. Die kürzeren Mindestaufenthaltszeiten machen sich im Besonderen bei der
Abnahme der Loyalitätserklärung bemerkbar. Persönliche Vorsprachen müssen aufgrund ungenügen
der Vorbereitung der Antragstellenden neu oder mehrfach terminiert werden.

Die Einstellung der Beratungsleistungen hinsichtlich der Antragstellung-ressourcenbedingt-zeigt
sich deutlich in der Qualität sowie der Vollständigkeit der eingereichten Antragsunterlagen.

Zudem haben sich in Deutschland immer mehr Rechtsanwaltskanzleien darauf spezialisiert, Einbürge
rungsverfahren postalisch und ohne die notwendigen Antragsunterlagen (Formanträge werden
grundsätzlich abgelehnt) zu betreiben. Diese Verfahren sind hinsichtlich der Vervollständigung der
Unterlagen sowie der notwendigen persönlichen Vorsprache der Antragstellenden aufwändig. Diese
Kanzleien sind in keiner Weise an einer Zusammenarbeit interessiert und kaum erreichbar. Sie versu
chen die Verfahren aufgrund der Überlastung der Behörden im Rahmen einer üntätigkeitsklage vor
das Verwaltungsgericht zu bekommen. Das Ziel dieser Vorgehensweise ist es, die Anwaltskosten über
das Gerichtsverfahren von den Kommunen zurückzuerhalten. Dahinter stecken jedoch Vertragssys
teme und Abonnementverpflichtungen die den Antragstellenden oft nicht bekannt sind.

„- Anonymisierte Kennung des*der zuständigen Sachbearbeiter*in, die*der den jeweiligen
Antrag bearbeitet hat."

Das ausländerrechtliche Fachverfahren „ADVIS" ermöglicht keine individuellen Fallstatistiken, welche
den zeitlichen Verlauf der Bearbeitung eines Antrages in seiner Gänze widerspiegelt. Alle elektroni
schen Vorgänge werden zwar mit Pseudonymisierung (Mitarbeiterkürzel) dokumentiert, aber die
Auswertung würde lediglich den Bearbeitenden filtern, welcher die Bestellung des Aufenthaltstitels
ausgelöst bzw. die Erteilung des Aufenthaltsrechtes im System gespeichert hat. Die Beteiligung weite
rer Mitarbeitenden, z. B. bei Zustimmungserfordernissen durch die Hauptsachbearbeitenden oder
der Leitungsebenen, ist nicht ersichtlich. Selbst wenn die pseudonymisierten Mitarbeiterkürzel durch
anonymisierte Zahlenreihen (z. B. 001, 002, ) ersetzt werden würden, wäre bei einigen Fallkonstel
lationen eine Zuordnung der einzelnen Mitarbeitenden möglich. Dies ist abhängig von individuellen
Zuständigkeiten, wie beispielsweise der Erteilung sehr spezieller Aufenthaltsrechte für Spitzensport
ler oder Hochwissenschaftler ect., die selten oder nur sehr spezialisiert bei einigen wenigen Mitarbei
tenden bearbeitet werden. Die anonymisierte Darstellung würde vereinzelt somit eine Zuordnung zu
einzelnen Mitarbeitenden ermöglichen. In diesem Falle würden diese Informationen dem Daten
schutz unterliegen, weil trotz der anonymisierten Darstellung ein Personenbezug möglich wäre.
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Bereits die erstmalige Erhebung solcher besonders geschützten Personaldaten zum Zwecke der indi
viduellen Leistungskontrolle obliegt ausschließlich dem obersten Dienstvorgesetzten bzw. den weite

ren Personalverantwortlichen, so dies datenschutzrechtlich gerechtfertigt werden kann. Das gilt

selbst im Falle von etwaigen Missständen in der Verwaltung. Der Stadtrat kann auf Missstände auf

merksam machen bzw. diese feststellen. Kommunalrechtlich obliegt es gemäß §§ 28 Abs. 3, 53 Abs. 1
Sächsische Gemeindeordnung allein dem Oberbürgermeister, etwaige Missstände innerhalb der Ver
waltung zu vermeiden und ggf. abzustellen.

Diese Daten allein würden keinen mandatsrelevanten und belastbaren Erkenntnisgewinn verschaf
fen, weil insbesondere unklar bliebe

- mit welcher Wochenarbeitszeit und welchen individuellen Fehltagen die Arbeitsleistung erbracht

wurde,

- welche weiteren Zuständigkelten mit welchen prozentualen Anteilen die jeweiligen Beschäftigten

abdecken,

-  ob der/die Sachbearbeiter/-in den Antrag durchgängig allein bearbeitet hat oder sich ggf. sogar
Zuständigkeiten gewechselt haben.

Mit freundlichen Grüßen

pffk Hilbert


